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§ 1 Einleitung

A. Anlass der Arbeit

In der Bundesrepublik Deutschland wächst die Zahl der Siedlungs- und
Verkehrsflächen beständig. Zwischen 1950 und 1997 haben sich diese Flä-
chen im Gebiet der alten Bundesländer auf nunmehr fast 12% der Gesamt-
fläche der BRD mehr als verdoppelt. Bis Ende 2002 wurden 4,48 Millionen
Hektar Fläche auf diese Weise genutzt. Dies entspricht einem Zuwachs seit
1993 um 11%. Pro Tag nehmen die Siedlungs- und Verkehrsflächen um
100 bis 130 Hektar zu, mit steigender Tendenz. Plastisch ausgedrückt, ent-
spricht dies einer Zunahme in der Größenordnung von etwa 400 Fußball-
feldern.1 Etwa die Hälfte dieser Flächen ist versiegelt;2 die Versiegelung er-
folgt in der Größenordnung von etwa 130 Fußballfeldern täglich.3

Die Folgen dieser Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen sind
gravierend. Die Umwelt wird zerschnitten, wodurch Lebensräume für Tiere
und Pflanzen fragmentiert werden. Das steigende Verkehrsaufkommen
bringt Lärm- und Schadstoffbelastungen; der Energieverbrauch steigt und
mit ihm der Ausstoß des klimatisch höchst problematischen Kohlendioxids.
Versiegelte Flächen gefährden den Wasserhaushalt und das Grundwasser;
sie stellen bei Hochwasser ein Überschwemmungsrisiko dar.4 Die Auswir-
kungen dieser Flächenumwidmung auf den Menschen sind durch erhebliche
Qualitätsverluste für den Freizeit- und Erholungswert der Landschaft eben-
falls schwerwiegend.5

90 Prozent dieser zusätzlichen Flächeninanspruchnahme sind alleine auf
das ständige Wachstum der Siedlungsgebiete zurückzuführen.6 Hier liegt
eine große Herausforderung für den Städtebau und die Stadtentwicklung.

1 Pressemitteilung des Bundesamts für Naturschutz vom 4.6.2002.
2 Quelle: Hintergrundpapier „Flächenverbrauch – ein Problem mit wirtschaft-

lichen Folgen“ des Bundesamts für Naturschutz, abrufbar unter www.umweltbundes
amt.de/uba-info-presse/hintergrund/.

3 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2000, Tz. 453.
4 Ausführlich zu den Folgen der Bericht der Landesanstalt für Umwelt Baden-

Württemberg unter http://www2.lfu.baden-wuerttemberg.de/lfu/abt5/landschaftszer
schneidung/pdf/bericht.pdf.

5 Vgl. insgesamt den Bericht der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen
und der Umwelt“ des Deutschen Bundestags in BT-Drs. 13/11200, insb. S. 264.



B. Untersuchte Fragestellung und Ziel der Untersuchung

Die Fachdisziplinen der Ökologie, Landschaftsplanung und Landschafts-
architektur haben sich mit dieser Problematik befasst und in den letzten
zehn Jahren verschiedene Modelle zur Bewältigung der Problematik des
Flächenverbrauchs entwickelt. In der Praxis haben sich die Modelle des
Flächenpools und des Ökokontos durchgesetzt (vgl. dazu rechtstatsächlich
in § 2). Sie wurden als Hilfsmittel entwickelt, um die Beeinträchtigungen
der Natur abzumildern und auszugleichen, welche die Realisierung von In-
frastrukturmaßnahmen nach sich zieht.

Zahlreiche Gemeinden setzen diese Ausgleichsmodelle ein, um die Be-
einträchtigungen der Natur, die durch die Bebauung der Gemeindegemar-
kung entstehen, auszugleichen. Der Einsatz dieser Modelle ist indes inso-
fern problematisch, als die Konzepte des Ökokontos und des Flächenpools
aus der landschaftsplanerischen Praxis heraus entstanden sind. Sie sind
nicht in Hinblick auf bestimmte Rechtsinstitute entwickelt worden, orientie-
ren sich also weniger an einer leichten rechtlichen Vollziehbarkeit, sondern
vielmehr an ökologisch-faktischen Notwendigkeiten. Daher ist der recht-
liche Rahmen, in dem der Einsatz dieser Modelle erfolgt, ungeklärt. Klar
ist nur, dass die städtebauliche Eingriffsregelung die Gemeinde dazu ver-
pflichtet, einen Ausgleich für diejenigen Naturbeeinträchtigungen zu schaf-
fen, die durch die Realisierung von Aussagen (Festsetzungen, Darstellun-
gen) eines Bauleitplanes auftreten werden. Wenn die Gemeinde – wie in
der Praxis zunehmend zu beobachten – hierzu die Ausgleichsmodelle Öko-
konto oder Flächenpool nutzen will, so muss sie die rechtlichen Vorgaben
der naturschutzrechtlichen und städtebaulichen Eingriffsregelung beachten.
Dies ist aber schwierig, weil das Baugesetzbuch keine direkten Aussagen
zu den Modellen Ökokonto und Flächenpool macht. Beide Modelle sind
zwar vom Gesetzgeber im Prinzip anerkannt und gewollt; dennoch sind sie
gesetzlich nur rudimentär und fragmentarisch geregelt. Um ihre Einrich-
tung, ihren Betrieb und vor allem um ihre konkrete Handhabung im Plan-
aufstellungsverfahren ranken sich viele bisher ungeklärte Probleme.

Es ist daher zunächst notwendig, sowohl die naturschutzrechtliche als
auch die auf ihr basierende, sie aber weiterentwickelnde städtebauliche Ein-
griffsregelung zu analysieren und ihre jeweiligen Rechtmäßigkeitsanfor-
derungen an den Ausgleich herauszuarbeiten sowie die Möglichkeiten ihres
Vollzugs aufzuzeigen. Diese hier noch abstrakten, allgemeinen Anforderun-
gen an einen rechtmäßigen Ausgleich von Naturbeeinträchtigungen, die für

26 § 1 Einleitung

6 Quelle: Hintergrundpapier „Flächenverbrauch – ein Problem mit wirtschaftlichen
Folgen“ des Bundesamts für Naturschutz, abrufbar unter www.umweltbundesamt.
de/uba-info-presse/hintergrund/, S. 2.



alle möglichen Arten des Ausgleichs gelten, müssen dann auf die speziellen
Ausgleichsmodelle des Ökokontos und Flächenpools angewendet werden.
Mit dem gesetzlich vorgesehenen Ausgleichsinstrumentarium des BauGB
muss ein Weg gefunden werden, die landschaftsplanerischen Konzepte eines
Ökokontos oder eines Flächenpools rechtmäßig zu realisieren. In dieser feh-
lenden normativen Durchdringung besteht die Forschungslücke, welche die
vorliegende Arbeit schließen möchte.

Ziel der Untersuchung ist es, aus der Systematik und den Rechtmäßig-
keitsanforderungen, die BNatSchG und BauGB für die städtebaulichen Ein-
griffsregelung formulieren, die bauplanungsrechtlichen Grundlagen, aber
auch die gesetzlichen Grenzen der Anwendung der Ausgleichsmodelle Öko-
konto und Flächenpool zu entwickeln. Diese von Landschaftsplanern und
-architekten entwickelten Konzepte sollen so gleichsam in das Instrumenta-
rium und die Dogmatik des Bauplanungsrechts übersetzt und eingeordnet
werden. Weiter sollen die verschiedenen planungsrechtlichen Möglichkeiten
einer solchen Übersetzung aufgezeigt und auf ihre rechtliche und praktische
Tauglichkeit hin überprüft werden. Neben der Problematik der Integration
dieser Modelle in den Vollzug der städtebaulichen Eingriffsregelung werden
auch die (Rechts-)Fragen der praktischen Einrichtung und des Betriebs die-
ser Modelle angesprochen. Beide Modelle, das Ökokonto und der Flächen-
pool, sollen durch diese Arbeit aus ihrem primär landschaftsplanerischen
Hintergrund herausgelöst und durch die breit angelegte Untersuchung der
mit diesen Modellen einhergehenden Rechtsfragen umfassend verrechtlicht
werden.

Die Arbeit verfolgt neben diesem theoretisch-dogmatischen Anspruch
auch ein ganz praktisches Ziel. Sie will einer Gemeinde, die ihre Aus-
gleichstätigkeit durch die Einrichtung eines Ökokontos oder eines Flächen-
pools erleichtern will, als konkrete und umfassende Anleitung dazu und
dem Praktiker in Bauleitplanung als Wegweiser durch die Vielzahl der da-
mit verbundenen schwierigen Rechtsfragen dienen. Daher finden an man-
chen Stellen auch Aspekte und Argumente der (kommunal-)politischen und
ökonomischen Opportunität Eingang in die Arbeit.

C. Gang der Untersuchung

Die Darstellung ist in sechs große Kapitel (§§ 1–6) gegliedert. Nach der
Einleitung (§ 1) stellt § 2 die Konzepte einer Flächen- und Maßnahmenbe-
vorratung in Flächenpools und Ökokonten zum Zwecke der Kompensation
von Eingriffen in Natur und Landschaft vor. Dieser Abschnitt hat rechts-
tatsächlichen Charakter, da eine umfassende Bestandsaufnahme der in der
Bundesrepublik existierenden Ausgleichsprojekte dieser Art erfolgt. Dane-
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